
 

 Dr. Bettina Rudloff ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der Forschungsgruppe EU-Außenbeziehungen SWP-Aktuell 29 
  April 2008 

1 

SW
P-

A
kt

u
el

l 

Stiftung 
Wissenschaft und

Politik

Deutsches Institut 
für Internationale 

Politik und Sicherheit

 

Problemstellung 

 

Parallele europäische Agrarreform und 
WTO-Agrarverhandlungen 
Behindern oder stärken sich beide Prozesse wechselseitig? 
Bettina Rudloff 

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union (EU) gerät derzeit von 
zwei Seiten unter Druck: intern durch die mit der Generalüberprüfung (Health Check) 
der GAP angestoßene Reformdebatte und extern durch die laufende WTO-Runde. 
In der Vergangenheit haben sich EU-Agrarreformen und WTO-Verhandlungen stets 
wechselseitig beeinflusst. Auch in der aktuellen Situation stellt sich die Frage, ob 
und in welcher Weise eine solche Beeinflussung stattfindet und welchen Weg die EU 
für die interne Reform und die WTO-Verhandlungen einschlagen sollte. 

 
Seit der letzten WTO-Verhandlungsrunde, 
der Uruguay-Runde, laufen heimische 
Agrarreformen und multilaterale Verhand-
lungen parallel. Die während dieser WTO-
Runde 1992 vollzogene europäische Agrar-
reform markierte einen Systemwechsel der 
EU-Agrarpolitik vor allem im Bereich der 
»ersten Säule« der GAP, der Einkommens-
stützung: Die Reform bestand im Abbau 
garantierter Mindestpreise. Resultierende 
Einkommensverluste wurden durch neu 
eingeführte, an Flächen und Tierbestände 
gebundene Beihilfen kompensiert. Zur 
Begrenzung der damals großen Produk-
tionsüberschüsse wurden diese Beihilfen 
mit Maßnahmen zur Angebotskontrolle 
kombiniert, etwa in Form von Quoten. Die 
seinerzeit geschaffene »zweite Säule« der 
GAP, die Politik zur Förderung ländlicher 
Räume, bündelte eine Vielzahl bereits 

bestehender Programme zur Agrarstruktur-
förderung. 

Mit dieser Reform reagierte die EU auf 
virulente Konflikte zwischen den WTO-
Parteien und erbrachte gleichzeitig die 
entscheidende Vorleistung zur Wieder-
aufnahme der lange Zeit blockierten WTO-
Verhandlungen. Dank dieser Änderungen 
wurde die GAP kompatibel mit dem 1994 
abgeschlossenen WTO-Abkommen. Hei-
mische Subventionen wurden in diesem 
Abkommen nach dem Ausmaß ihrer markt-
verzerrenden Wirkung klassifiziert und 
unterlagen Kürzungen: 

Die Amber Box erfasst die unmittelbar an 
die Produktion gekoppelten und daher 
am stärksten verzerrenden Subventio-
nen, die nach einem festgelegten Satz 
zu reduzieren sind. Hier wurden die 
Mindestpreise der EU eingeordnet. 



 Die Blue Box enthält Maßnahmen, die 
als weniger verzerrend gelten und von 
Instrumenten zur Angebotsbegrenzung 
begleitet werden müssen. Diese unter-
liegen keiner Kürzungsverpflichtung. 
Hier wurden die neu eingeführten Bei-
hilfen einsortiert. 

 In der Green Box finden sich eindeutig 
erlaubte Subventionen, die nicht zu 
kürzen sind. Hierzu zählen von der lau-
fenden Produktion entkoppelte Maß-
nahmen zur Einkommensstützung und 
ein definierter Katalog von Agrarstruk-
turmaßnahmen. Ihr konnte die zweite 
Säule der GAP zugeordnet werden. 

 Als zu vernachlässigende Subventions-
kategorie gelten »De minimis«-Zahlun-
gen. Abhängig vom Produktionsvolumen 
eines Erzeugnisses ist für sie eine Ober-
grenze definiert, bis zu der Zahlungen 
nicht zu kürzen sind. Die EU schöpfte 
ihre Obergrenze bislang nicht aus. 
Die Beschlüsse der WTO für den Außen-

handel betrafen zunächst den Marktzugang 
und damit die Importseite: Alle bestehen-
den Formen von Grenzmaßnahmen muss-
ten in Zölle umgewandelt werden, die zu-
sätzlich zu kürzen waren. Entwicklungs-
länder müssen weniger kürzen. Im Rahmen 
der speziellen Schutzklausel wurden auto-
matische Zusatzzölle auf ausgewählte Pro-
dukte definiert für Situationen, in denen 
Importmengen ungewöhnlich hoch sind. 

Auf der Exportseite wurden Kürzungen 
der Exporterstattungen verlangt. Diese 
gleichen die Differenz zwischen hohen in-
ländischen und geringen Weltmarktpreisen 
aus und schaffen damit künstliche Export-
anreize. Gerade die EU nutzte dieses Instru-
ment vielfach, um Überschüsse auf dem 
Weltmarkt subventioniert abzusetzen. In 
der Folge sanken die Weltmarktpreise, was 
konkurrierenden Ländern hohe Verluste 
eintrug. Da auch Lebensmittelhilfen in 
Form unentgeltlicher Nahrungsexporte 
Märkte in den Empfängerländern zerstören 
können und Druck auf die Preise konkurrie-
render Anbieter ausüben, hat die WTO auch 
für sie generelle Regeln formuliert. 

Die letzte große GAP-Reform aus dem 
Jahr 2003 (»Mid Term Review-Reform«) 
nahm ein neues WTO-Agrarabkommen 
vorweg, mit dessen Abschluss damals noch 
bis 2005 gerechnet wurde. Erstmals in der 
Geschichte der GAP wurde der Weg zur öko-
nomisch effizientesten Form von Einkom-
menstransfers eröffnet, der entkoppelten 
Pro-Betrieb-Zahlung: Da die vorangegange-
nen Erzeugerbeihilfen an die tatsächliche 
Produktion bestimmter Erzeugnisse gebun-
den waren, bildeten sich Schwerpunkte bei 
hochsubventionierten Produkten (Ölsaaten, 
Milch, Rindfleisch). Mit der letzten Reform 
wurden diese Beihilfen in eine einzige 
Gesamtzahlung für einzelne Betriebe über-
führt. Die Produktionsentscheidung in 
einem Betrieb kann seither völlig losgelöst 
von einzelnen Produkten getroffen werden. 
Dadurch wurden europäische Beihilfen mit 
der Green Box kompatibel. 

Die Berechnung dieser einzelbetrieb-
lichen Zahlung kann zurzeit noch wahl-
weise entweder auf Betriebsebene oder auf 
regionaler Ebene erfolgen: Im ersteren Fall 
resultieren die Zahlungsansprüche aus den 
Zuwendungen, die ein einzelner Betrieb in 
der Vergangenheit erhielt. Beim Regional-
modell stützt sich die Berechnung auf die 
vergangenen Zuwendungen einer ganzen 
Ertragsregion, die durch den Mitgliedstaat 
zu definieren ist. Damit entfällt der Bezug 
zur einzelbetrieblichen Produktions-
entscheidung in der Vergangenheit, die 
Zahlungsniveaus der Betriebe einer Region 
sind einheitlich und der Entkopplungs-
charakter wird gestärkt. 

Neben dieser Reform des Stützungs-
designs wurde 2003 gleichzeitig der stetige 
Abbau der Einkommensstützung verein-
bart: Alle Erzeugerbeihilfen werden jähr-
lich um einen bestimmten Prozentsatz 
gekürzt (»Modulation«). Die Auszahlung der 
Einkommensstützung ist außerdem nun 
daran gebunden, dass der Landwirt gesetz-
liche Vorschriften zum Umwelt- und Tier-
schutz- und zur Lebensmittelqualität ein-
hält (»Cross-Compliance«). Eine Verletzung 
dieser Vorschriften hat eine Kürzung der 
Zahlungen zur Folge. 
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Durch Anwendung beider Mittel werden 
Gelder eingespart, die dem entsprechenden 
Mitgliedstaat für Maßnahmen im länd-
lichen Raum, also in der zweiten Säule, zur 
Verfügung stehen. Diese Programme unter-
liegen jedoch im Gegensatz zur ersten 
Säule der Kofinanzierungspflicht. Sie sind 
also nur nutzbar, wenn sie durch nationale 
Haushaltsmittel ergänzt werden. 

Health-Check-Vorschläge: Start-
schuss für eine bessere Zukunft? 
Mit der Mitteilung der Kommission »Vor-
bereitung auf den GAP-Gesundheitscheck 
(»Health Check«)« vom November 2007 
wurde die Zwischenbewertung der aktuel-
len GAP eingeläutet, die die Grundlage für 
Reformen bietet. Am Ende der angelau-
fenen Phase der Konsultation werden für 
den 20. Mai 2008 Legislativvorschläge der 
Kommission erwartet. Im günstigsten Fall 
könnte dann eine rechtskräftige Reform 
unter französischer Ratspräsidentschaft bis 
Ende des Jahres angenommen werden. 

Der Health Check wird die vorherige Re-
form eher komplettieren als dass er einen 
weiteren Systemwechsel begründet. All 
seine Elemente richten sich auf eine Stär-
kung der Entkopplung und eine Anhebung 
der Mittel für die zweite Säule der GAP. 

1.  Die Stärkung der Entkopplung ist auf 
folgende Ziele gerichtet: 

 

 

 

 

 

Die vollständige Überführung aller Bei-
hilfeformen in die entkoppelte, einzel-
betriebliche Zahlung. Noch existiert eine 
Vielzahl von Ausnahmen. Insbesondere 
südliche Mitgliedstaaten wie Spanien 
(Tabak, Olivenöl und Bananen) Italien 
(Tabak und Reis) und Slowenien (in Berg-
regionen), aber auch Österreich und 
Finnland (Mutterkuhhaltung) nutzen 
nach wie vor die Option, Beihilfen an 
die Produktion gekoppelt zu zahlen. Da-
durch lässt sich verhindern, dass in un-
wirtschaftlichen Regionen die Produk-
tion eingestellt wird. Damit lässt sich 
auch Umwelt- und Naturschutz realisie-
ren, der mit der landwirtschaftlichen Flä-
chennutzung unmittelbar verbunden ist. 

Eine schnellere Umsetzung des Regional-
modells zur Angleichung der Zahlungs-
niveaus zwischen Betrieben. 
Ein verstärkter Gebrauch von regionalen 
Ergänzungszahlungen für spezifische 
regionale Zwecke. Solche Zahlungen sind 
bereits jetzt als »Artikel 69-Maßnahme« 
(nach dem gleichnamigen Artikel der 
Verordnung 1782/03 über die Ausgestal-
tung von Beihilfen) aus ökologischen 
Gründen und zur Förderung der Ver-
marktung möglich. Der jetzige Vorschlag 
im Health Check soll dazu dienen, die 
Folgen der forcierten Entkopplung in 
stark betroffenen Regionen abzufangen. 
Insbesondere die Einkommensverluste, 
die aus dem beschlossenen Wegfall der 
Quoten im Milchsektor zu erwarten sind, 
sollen abgefedert werden. Die Besonder-
heit dieser Form der Unterstützung 
besteht darin, dass sie keiner nationalen 
Kofinanzierung bedarf. 

 Insgesamt führt die Vervollständigung 
der Entkopplung vor allem zu einer 
weiteren Umschichtung zwischen Pro-
duktionszweigen: In der Vergangenheit 
stark gestützte Produkte (Milch, Getrei-
de, Rindfleisch) verlieren im Verhältnis 
zu anderen, kaum gestützten Produkten 
(Kartoffeln). Damit verlieren auch Betrie-
be bzw. Mitgliedstaaten wie Frankreich 
und Deutschland, die ihren Schwer-
punkt auf diese Produkte gelegt haben. 
2.  Für den Ausbau der zweiten Säule, 

der Politik zur Förderung des Ländlichen 
Raums, wurde im Health Check vorgeschla-
gen: 

Die automatische jährliche Kürzung der 
einzelbetrieblichen Zahlung sei zu for-
cieren. Dadurch könnten in jedem Jahr 
ca. 3 Mrd. Euro zusätzlich der zweiten 
Säule zugutekommen. 
Die betrieblichen Zahlungen seien in 
der Weise kürzen, dass Betriebe, die ins-
gesamt mehr Zahlungen erhalten, eine 
stärkere Kürzung erfahren. 

 Dieser Vorschlag löste bislang die größte 
Kritik am Health Check aus, insbeson-
dere bei den Hauptbetroffenen Deutsch-
land, den Niederlanden, Großbritannien 
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und der Tschechischen Republik. Die 
vorgeschlagene Kürzung sorgt mit einem 
Volumen von ca. 500 Mio. Euro in der 
gesamten EU für erhebliche finanzielle 
Umverteilungen von einkommens-
starken zu -schwachen Betrieben. Die 
Hälfte der umverteilten Summe ent-
fiele allein auf Deutschland. 

 Die freiwerdenden Mittel verblieben 
zwar im betroffenen Mitgliedstaat und 
sollen für Maßnahmen der zweiten Säule 
zur Verfügung stehen. Die potenziell 
nutznießenden Betriebe sind jedoch 
nicht notwendigerweise identisch mit 
den von der Kürzung betroffenen Betrie-
ben. Außerdem verlangen diese zusätz-
lichen Mittel eine nationale Kofinanzie-
rung. Daher werden die Mitgliedstaaten 
budgetär auch unterschiedlich belastet. 
Die hauptsächlich von der Umverteilung 
betroffenen Staaten müssten auch am 
meisten zusätzliche nationale Mittel 
bereitstellen. 

 Die Effizienz von »Cross-Compliance«-
Regelungen sei zu prüfen. Insbesondere 
Einhaltung und Kontrolle von Vorschrif-
ten zur Lebensmittelsicherheit ver-
ursachen hohe Kosten. Dabei haben diese 
Vorschriften nur geringen Nutzen, da 
der Landwirt sie lediglich in geringem 
Umfang beeinflussen kann. 
3.  Weiterhin sollen Kriseninstrumente 

zur Abfederung betrieblicher Einkommens-
risiken grundlegend überprüft werden: 

 Noch praktizierte staatliche Interven-
tionsaufkäufe (Futtergetreide) seien voll-
ständig zu stoppen. 

 Als gänzlich neue Strategien werden 
innovative Formen wie Versicherungen 
gegen Preisrisiken vorgeschlagen. Noch 
nicht konkretisiert wurde bislang, wie 
die öffentliche Unterstützung ausgestal-
tet werden soll. Somit ist noch offen, ob 
diese Kriseninstrumente innerhalb der 
ersten oder der zweiten Säule finanziert 
werden sollen und ob nationale Kofinan-
zierung nötig sein wird. 
4.  Für künftige ökologische Herausforde-

rungen wie Klimawandel, Wasserknappheit 
und Verlust an Biodiversität wird die Mög-

lichkeit betont, entsprechende Green-Box-
Maßnahmen auszubauen oder neue »Cross-
Compliance«-Kriterien zu definieren. 

WTO-Vorschläge: 
Verdichteter Konsens 
Das letzte große Kompromisspapier der 
WTO wurde kurz vor dem Scheitern der 
Doha-Runde, die fristgemäß im Jahr 2005 
zum Abschluss kommen sollte, unter dem 
Namen »Juli-Paket« angenommen. Das 
Paket enthält eher generelle Vorschläge, 
aber keine fixierten Vorgaben wie zum 
Beispiel konkrete Kürzungssätze für Zölle. 
Die Erklärung der letzten Ministerkonfe-
renz in Hongkong 2005 führte diese gene-
rellen Vorschläge erneut auf. 

Erst im August 2007 konnte man sich 
erstmals auf solche numerischen Vor-
schläge einigen. Die daraufhin intensi-
vierten Verhandlungen mündeten am 
8. Februar 2008 in einen überarbeiteten 
Vorschlag. Es folgten informelle Verhand-
lungen in kleineren Verhandlungsgruppen. 
Noch im Frühjahr soll die Entscheidung 
fallen, ob vor der Sommerpause eine An-
nahme erfolgen kann. 

Über die verschiedenen Phasen hinweg 
lässt sich eine fortschreitende Verständi-
gung auf folgende Elemente erkennen: 
(1) Den progressiven Ansatz sowohl für die 
Kürzung von Zöllen als auch für jene von 
heimischen Subventionen; danach sollen 
höhere Niveaus stärker reduziert werden 
als niedrigere. (2) Die Zunahme von Aus-
nahmeregelungen, die bestimmte Produkte 
oder Ländergruppen betreffen. Insbeson-
dere stieg die Zahl der als Ausnahme quali-
fizierten Ländergruppen: zu den Entwick-
lungs- und am schwächsten entwickelten 
Ländern (LDC) sowie den Netto-Importeuren 
von Lebensmitteln kam die Gruppe der 
jüngsten Mitglieder und jene der kleinen 
und anfälligen Volkswirtschaften hinzu. 
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Verflechtung von WTO-
Verhandlungen und GAP-Reform 
Bietet der Health Check der EU neue Ver-
handlungschancen in der laufenden WTO-
Runde? Beeinflussen umgekehrt die mög-
lichen Ergebnisse eines WTO-Agrarabkom-
mens die Details der GAP-Reform? Diese 
Fragen müssen differenziert für die ein-
zelnen Bereiche Marktzugang, Export-
wettbewerb und heimische Subventionen 
beantwortet werden. 

Marktzugang: eingeengter Spielraum 
durch gestiegenes Schutzinteresse 
Der Marktzugang und damit die Vereinba-
rungen über Zollkürzungen waren in sämt-
lichen WTO-Verhandlungsrunden und für 
alle Parteien stets der kritischste und kon-
fliktreichste Verhandlungsbereich. Konsens 
besteht über zwei Punkte: 

 

 

Eine progressive Zollformel, nach der 
hohe Zölle am stärksten gekürzt werden. 
Gerade für die EU mit ihren hohen Zoll-
niveaus ergäbe sich daraus ein besonders 
starker Abbau. 
Die Einigung auf einen prozentualen, 
abhängig vom Weltmarktpreis variieren-
den Zoll, der erstmals für Agrarzölle im 
jüngsten WTO-Vorschlag formuliert ist. 
Er gilt als effizientester Zolltyp, da er 
weniger abschottend wirkt als ein kon-
stanter Stückzoll. Die EU müsste für viele 
Produkte mit Stück- oder gemischten 
Zöllen ihre Zölle anpassen (z.B. für Rind-
fleisch). Die genaue Umrechnungsformel 
stellte dabei bislang eine der schwierig-
sten technischen Fragen der Verhand-
lungen dar. 
Grundsätzlich bedingt ein starker Zoll-

abbau steigende Importe und einen Rück-
gang inländischer Preise, wovon in der 
EU vor allem Futtergetreide, Eiweiß- und 
Ölsaaten sowie Obst stark betroffen sein 
werden. Dies bedeutet auf der Erzeuger-
seite Verluste und auf der Verbraucherseite 
Gewinne. Die Weltmarktpreise dagegen 
würden steigen, so dass es tendenziell zu 
Erlössteigerungen für die Erzeuger von 
Exportprodukten und zu Verlusten für 

die Verbraucher kommt (Getreide, Milch-
produkte, verarbeitetes Obst und Gemüse). 
Der Zollabbau sorgt insofern, abhängig 
vom Produktbereich, für gegensätzliche 
Einkommenseffekte. Folglich sind auch die 
Mitgliedstaaten unterschiedlich betroffen, 
je nach nationaler Bedeutung der jeweili-
gen Produkte. 

Da die EU daran interessiert ist, inlän-
dische Erzeuger zu schützen, ist der Markt-
zugang gerade angesichts des Health 
Checks der problematischste Verhandlungs-
punkt: Weil der Health Check ohnehin auf 
einen weiteren Abbau der Einkommens-
stützung zielt, besteht aus EU-Sicht kein 
Spielraum mehr für weitere Kürzungen. 
Andersherum liefert die bereits vorgeschla-
gene Zollkürzung der WTO intern einen 
Grund und Vorwand, bei der zukünftigen 
GAP von noch drastischeren Kürzungen der 
Einkommensstützung abzusehen. Gleich-
zeitig gibt dieser WTO-Vorschlag allen 
Optionen für zusätzliche interne Zah-
lungen Rückenwind. 

Angesichts des geringen Spielraums für 
weitere Zugeständnisse wird sich die EU 
zusehends auf die Verhandlung über Aus-
nahmen von der Zollreduktion konzentrieren: 
Für sensible Produkte wurde eine geringere 
Zollkürzung vorgeschlagen als für sämt-
liche anderen Produkte. Insbesondere dass 
nur wenige Produkte als sensibel gelten 
sollen, wird von der EU stark kritisiert. 
Gerade für einkommensrelevante Erzeug-
nisse wie Getreide, Milch und Rindfleisch 
wird die EU diese Schutzoption verteidigen 
und auszubauen versuchen. 

Bislang bestand ein besonderer Schutz-
mechanismus, der bei ausgewählten Pro-
dukten automatische Zusatzzölle ermög-
licht, sobald die Importe steigen. Seit länge-
rem hat man sich darauf geeinigt, diesen 
Mechanismus zumindest für entwickelte 
Länder außer Kraft zu setzen. Verhand-
lungsspielraum besteht noch für die kon-
kreten Schritte bis zum Auslaufen. Der 
Health Check wird die EU bei den Verhand-
lungen verstärkt ausgedehntere Übergangs-
fristen fordern lassen, um möglichst lange 
von diesem Schutz zu profitieren. 
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Bei den Sonderregelungen für Entwick-
lungsländer wird die EU wenig an zusätz-
lichem Marktzugang anbieten, sofern es 
sich um Produkte handelt, die sie in beson-
ders hohem Maße schützen will. Anders 
verhält es sich dagegen beim erstmals im 
Verlauf dieser Doha-Runde unterbreiteten 
Vorschlag, die Präferenzerosion abzufe-
dern: Wegen des Trends zu genereller Zoll-
kürzung schwindet der Vorteil gerade der-
jenigen Handelspartner, die bislang von 
geringeren Einfuhrzöllen (Präferenzzölle) 
profitierten. Hierzu zählen vor allem Ent-
wicklungsländer. Im Vorschlag heißt es, 
dass Produkte, die eine große Rolle in Präfe-
renzabkommen für Entwicklungsländer 
spielen, von der generellen Zollkürzung 
gänzlich ausgenommen sind. Da dies dem 
steigenden Schutzinteresse der EU ent-
gegenkommt, kann die EU aus Eigeninter-
esse Entwicklungsländer in diesem Ver-
handlungspunkt unterstützen. 

Exportsubvention:  
Maximalangebot nicht zu überbieten 
Der bereits im Juli-Paket erkennbare Wille 
der EU, Exporterstattungen vollständig ab-
zubauen, wird durch die aktuellen Markt-
bedingungen noch bestärkt: Der derzeitige 
Preisanstieg auf den Weltmärkten erhält 
durch den vorgeschlagenen Zollabbau zu-
sätzlichen Auftrieb. Damit verringert sich 
die Differenz zwischen Inlands- und Welt-
marktpreis, was automatisch die Export-
erstattungen reduziert. Da der vollständige 
Abbau schon das mögliche Maximal-
angebot darstellt, beschränken sich weitere 
Angebote auf konkrete Abbauschritte. 

Heimische Subventionen: 
Verhaltene Großzügigkeit 
Die erwähnte GAP-Reform 2003 erzielte 
mit der Entkopplungsidee die größte 
Signalwirkung in diesem Agendapunkt 
und stärkte die Verhandlungsposition der 
EU damals enorm. Der initiierte System-
wechsel bewirkte eine große Umschichtung 
von wenig verzerrenden hin zu nicht-

handelsverzerrenden Subventionen. Nach 
den neuen Kürzungsvorschlägen der WTO 
sollen erstmals sowohl einzelne Subven-
tionskategorien als auch das Gesamt-
volumen der Subventionen gekürzt werden. 

 Für die Gesamtstützung (Summe aus Amber 
Box, Blue Box und De-minimis-Stützung) 
wird eine progressive Kürzung vorgeschla-
gen. Für die EU ergäbe sich eine Kürzung 
auf 16 Mrd. Euro, derzeit wird dieser Wert 
noch um 45 Mrd. Euro überschritten. Diese 
Vorgabe stellt für die EU die einschnei-
dendste Verpflichtung dar. 

 Die ebenfalls progressive Kürzung der 
Amber Box bedingt bei der EU eine Kürzung 
auf 20 Mrd. Euro. Die notwendige Reduk-
tion um momentan 10 Mrd. Euro kann 
auch ohne neue Reformen allein durch die 
vollständige Umsetzung der GAP-Reform 
von 2003 erfolgen. Dieser Bereich ist daher 
unproblematisch aus Sicht der EU. 

 Bei der Blue Box ergibt sich für die EU 
aus dem Vorschlag eine Halbierung des 
Ausgangswerts auf 7 Mrd. Euro. Nach 
der letzten Notifzierung bei der WTO 
hatten diese Zahlungen eine Höhe von 24 
Mrd. Euro, so dass noch 17 Mrd. Euro ein-
zusparen wären. Allerdings bietet auch 
hier die vollständige Umsetzung der letzten 
Reform große Einsparpotenziale: Die Ein-
führung der entkoppelten Zahlungen hatte 
bereits eine Umschichtung aus der Blue in 
die Green Box in Höhe von ca. 13 Mrd. Euro 
zur Folge. Der Vorschlag des Health Checks 
zur Einbeziehung noch bestehender gekop-
pelter Zahlungen mindert den restlichen 
Überhang weiter. 

Bei dieser Box besteht aus EU-Sicht nur 
geringer Spielraum für weitere Kürzungs-
angebote, da sie sich intern eine gewisse 
Flexibilität für die endgültige Entschei-
dung über das Ausmaß der Entkopplung 
und die Kürzungsrate für die Modulation 
bewahren möchte. 

 Für die Green Box wären keine Kürzun-
gen erforderlich, wenn die nunmehr 
vorgeschlagenen verschärften Kriterien 
gelten würden. Mit Hilfe dieser Verschär-
fung sollen Landwirte davon abgehalten 
werden, in Erwartung künftiger Verände- 
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Übersicht 2 

Auswirkungen des WTO-Vorschlags auf Subventionszahlungen der EU (in Mrd. Euro) 

 
rungen des Zahlungsniveaus ihre Pro-
duktion strategisch umzustellen, um sich 
Zahlungen auch in Zukunft zu sichern. Das 
klare Signal im Health Check, das Regional-
modell beschleunigt umzusetzen, wirkt 
im Sinne einer solchen Verschärfung – 
betriebsindividuelle Entscheidungen spie-
len dann keine Rolle mehr. 

Bei den vorgeschlagenen neuen Maß-
nahmen zur Abfederung von Einkommens-
risiken wird es entscheidend auf deren 
konkrete Ausgestaltung ankommen. Pro-
duktionsneutrale Maßnahmen würden 
in die Green Box, (versteckte) Produktions-
subventionen in die Amber oder Blue Box 
einsortiert. 

 Auch für die Kategorie der Bagatell-
stützungen (De minimis), die im Uruguay-
Abkommen noch von Kürzungen aus-
genommen waren, wird nun erstmals eine 
Reduktion vorgeschlagen. Der EU wäre 
sogar eine Erhöhung um 5 Mrd. Euro mög-
lich, da sie die neu definierte Obergrenze 
bislang um 4 Mrd. Euro unterschreitet. Die 
Artikel 69-Zahlungen im Milchsektor müss-
ten wegen ihres Produktbezugs in diese 
Kategorie fallen. Reizen alle EU-Mitglieder 
diese Option aus, ergäbe sich ein Betrag von 
4 Mrd. Euro im Jahr. Damit wäre der Spiel-
raum fast vollständig ausgeschöpft. 

Welche Verhandlungswege 
für die EU? 
Anders als die GAP-Reform während der 
Uruguay-Runde stärkt der Health Check 
die europäische Verhandlungsmacht nicht. 
Dies liegt vor allem an der zeitlichen Ver-
zögerung dieser WTO-Runde: Im Bereich 
heimischer Subventionen unterstützte die 
GAP-Reform 2003 durch ihr starkes Libera-
lisierungssignal die europäische Position. 
Die Wirkung dieses Signals ist insofern 
verpufft, als damals in zeitlicher Nähe kein 
WTO-Abkommen zustande kam. Die ins-
gesamt in ihrem Volumen eher gemäßigten 
Kürzungsvorschläge des Health Checks 
hemmen sogar weitere Kürzungsangebote, 
da sie nur noch wenig Spielraum zur Um-
setzung bisheriger WTO-Vorschläge lassen. 
Auch beim Marktzugang begünstigt der 
Health Check durch den weiteren Abbau 
der Einkommensstützung eine eher kon-
servative Position im Sinne von Beibehalten 
des Außenschutzes und Gewährung von 
Ausnahmen von der Zollsenkung. Gleiches 
gilt für das seit langem bestehende Maxi-
malangebot, Exporterstattungen komplett 
abzubauen, das seine zunächst große Wir-
kungskraft wiederum als Folge der Verzöge-
rung der WTO-Verhandlungen mittlerweile 
eingebüßt hat. Als einziges neues Verhand-
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lungsangebot verbleibt hier das eines 
schnelleren Abbaus. 

Will die EU die stockenden WTO-Ver-
handlungen tatsächlich wieder in Gang 
bringen, sollten die internen Reform-
beschlüsse in die Richtung der Maximal-
optionen des Health Checks gehen: 

 Um Spielraum bei den Vorschlägen zur 
Kürzung von Subventionen zu gewin-
nen, sollte eine möglichst hohe Modula-
tionsrate vereinbart werden. 

 Die unter anderem von Deutschland 
scharf kritisierte progressive Kürzung 
einzelbetrieblicher Zahlungen darf nicht 
zum Stein des Anstoßes in der euro-
päischen Debatte werden: Die ohnehin 
nur geringen Einsparungen, die diese 
Kürzung bewirkt, werden weder aus 
WTO-Sicht einen Beitrag zur Auflösung 
des Verhandlungsstaus leisten noch 
entscheidend zur Entlastung des EU-
Haushalts beitragen. Eine zumindest 
abgeschwächte Umsetzung allerdings 
kann der aktuellen Debatte über die 
soziale Ungerechtigkeit der Zahlungen 
Rechnung tragen. Diesem Ungerechtig-
keitsempfinden wurde erst kürzlich 
neue Nahrung gegeben, indem nun im 
Zuge der Transparenzinitiative beson-
ders große und einkommensstarke 
Betriebe als Hauptempfänger der Agrar-
subventionen publik werden. 

 Auch die Ergänzungszahlungen sollten 
begrenzt werden, da sie durch ihren Pro-
duktbezug die Signalwirkung der Ent-
kopplung massiv dämpfen. Das schwächt 
die Glaubwürdigkeit der auf eine wett-
bewerbsorientierte GAP ausgerichtete 
EU in weiteren WTO-Verhandlungen. 
Für diese regionale Unterstützung soll-
ten daher besser geeignete Maßnahmen 
der zweiten Säule genutzt werden. 
Sollte es erneut zu keiner Einigung auf 

WTO-Ebene kommen, zeigen diese Schritte 
deutlichen Liberalisierungswillen und stär-
ken in Zukunft generell die Position der EU 
bei allen internationalen Verhandlungen. 

Ländlicher Raum: 
Das unentdeckte Ass im Ärmel 
Ein ganz anderer, bislang völlig vernachläs-
sigter Verhandlungsbereich der WTO kann 
für die Zukunft der GAP eine viel entschei-
dendere Rolle spielen als alle bisherigen 
Vorschläge. Zudem ist er nicht einmal an 
den Abschluss eines WTO-Abkommens 
gebunden – im Gegenteil: 

Nach der Friedensklausel des jetzigen 
Uruguay-Abkommens wurden Agrarsubven-
tionen davor geschützt, dass die strengen 
Regeln des Abkommens über Subventionen 
und Gegenmaßnahmen auf sie angewendet 
werden. Nach diesem Abkommen sind alle 
unternehmens- und sektorspezifischen 
Subventionen angreifbar und rechtfertigen 
Schutzzölle betroffener Handelspartner. 
Die Ausnahme für Agrarsubventionen galt 
zeitlich befristet bis 2003. Das Urteil im 
Baumwoll-Streit zwischen Brasilien und 
den USA aus dem Jahr 2005 verdeutlichte 
nochmals die faktische Relevanz: Hiernach 
wurden die Subventionen der USA im Sinne 
der strengeren Regeln des Subventions-
abkommens verurteilt. 

Insofern könnte sogar das deklarierte 
Zugpferd der GAP, die zweite Säule, angreif-
bar werden, da es sich auch hier nach wie 
vor um sektorbezogene Programme han-
delt. Eine Öffnung der Förderfähigkeit von 
Leistungen im ländlichen Raum für nicht-
agrarische Akteure und damit eine Einbin-
dung der zweiten Säule in die allgemeine 
Regionalpolitik der EU könnte die proble-
matische Sektorbegrenzung aufheben. 

Einen solchen umfassenden strate-
gischen Ansatz vermisst man in der Debatte 
über eine Reform der GAP. Er findet sich 
weder im Health Check noch spielt er in 
den Positionen der europäischen Mitglied-
staaten eine Rolle. Dabei würde eine Öff-
nung der Förderpolitik langfristig WTO-
Kompatibilität sichern, auch und gerade 
wenn es nicht zum Abschluss eines neuen 
Abkommens käme. Denn dann gilt in 
jedem Fall das Ende der Friedensklausel. 
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